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Als Archivarin blättere ich häufig in Akten, 
deren Papier unscheinbar wirkt, deren Inhalt 
jedoch von Beharrlichkeit und bitterer Ironie 
erzählt. Die Wiedergutmachung nationalsozia-
listischen Unrechts an Juristinnen gehört zu 
diesen leisen, aber aufschlussreichen Kapiteln 
der deutschen Nachkriegsgeschichte.

Bereits der Einstieg in den juristischen 
Beruf war Frauen in der NS–Zeit systematisch 
versperrt. Mit dem Gesetz gegen die Überfüllung 
deutscher Schulen und Hochschulen von 1933 
wurde ihr Anteil am Studium auf zehn Prozent 
begrenzt. Ab 1935 folgte der nahezu vollstän-
dige Ausschluss: keine Richterinnen, keine 
Staatsanwältinnen, keine neuen Rechtsanwäl-
tinnen. Wer dennoch das Examen erfolgreich 
ablegte, stand vor verschlossenen Türen.

Nach 1945 öffneten sie sich nur zögerlich – 
und oft nur scheinbar. Als die westdeutschen 
Justizminister Anfang 1953 berieten, ob Juris-
tinnen wegen ihrer Zurückweisung zwischen 
1933 und 1945 Anspruch auf Wiedergutma-
chung hätten, lautete die einhellige Antwort: 
nein. Die Begründung wirkt aus heutiger Sicht 
kafkaesk. Weil Richterinnen schon vor 1933 
umstritten und daher selten gewesen seien, 
könnten sie auch keinen Schaden erlitten 
haben. Hamburg verwies dabei sogar stolz auf 
ein Gutachten von 1919, das die Zulassung von 
Frauen zum Richteramt als noch untunlich be-
zeichnet hatte.

In diesen Strukturen bewegte sich auch 
Marta Schietrumpf. Sie hatte 1938 ihr Staats-

examen abgelegt. 1951, verheiratet mit einem 
in der DDR inhaftierten Mann, fand sie Arbeit – 
allerdings lediglich als juristische Hilfsarbeite-
rin. Da sie tatsächlich Aufgaben einer Volljuris-
tin erfüllte, zog sie 1952 vor das Arbeitsgericht 
Karlsruhe. Sie führte die Klage selbst, rechnete 
penibel vor, dass ihr über 6.000 DM zustanden, 
und zeigte sich dennoch kompromissbereit. 
Erst nach Rücknahme der Klage erhielt sie die 
Höhergruppierung.

Doch auch danach blieb ihr der Zugang zum 
Beamtenstatus verwehrt. Ab 1956 kämpfte 
Schietrumpf um ihre Verbeamtung. Weil sie 
vor 1945 – gerade aufgrund des damaligen 
Ausschlusses von Frauen – keine Dienstzeiten 
vorweisen konnte, benötigte sie Sondergeneh-
migungen mehrerer Ministerien. Der Schaden, 
den sie erlitten hatte, wurde ihr damit erneut 
zum Nachteil. Erst mit über 50 Jahren wurde sie 
zur Regierungsassessorin ernannt.

Zwar erkannte der Bundestag 1955 an, dass 
Frauen lediglich aus dem Grunde, weil sie Frauen 
waren, geschädigt worden seien. Dennoch 
wollte man sie nicht als Verfolgte im Sinne der 
Wiedergutmachungsgesetze anerkennen. Häufig 
blieb nur eine begrenzte Anrechnung verlorener 
Zeit – sofern den Betroffenen überhaupt die 
Rückkehr in den Staatsdienst gelang. Die Akten 
zeigen: Wiedergutmachung war für Juristin-
nen weniger ein einklagbarer Anspruch als ein 
weiterer Kampf. Gerade darin liegt ihre Aussage-
kraft über das lange Nachwirken alter Denkmus-
ter in einem neuen Staat. ±Nina Fehrlen–Weiss
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»Der Zulassung von Frauen
zum Amt des Berufsrichters wird
als untunlich widersprochen«
Der steinige Weg der Juristinnen  
(zurück) ins Berufsleben nach 1945
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